	Honorarpolitik: Weiterberechnung von EDV-Kosten


Die Kosten der Datenverarbeitung, elektronischen Datenübertragung und -archivierung steigen ständig und nehmen inzwischen nicht vernachlässigbare Größenordnungen an. Entsprechend muss man sich Gedanken darüber machen, ob und wie man diese Kosten dem Mandanten weiterberechnen kann bzw. ob und wie man sie in das Beratungshonorar einkalkulieren muss. Vorab muss man hier immer wieder betonen: Eine reine EDV-Dienstleistung für den Mandanten ist gewerblich. Sie ist damit nicht nur berufsrechtlich für den Steuerberater untersagt, sondern sie birgt auch steuerlich die Gefahr der Gewerbesteuerpflicht und Abfärbung bei Personengesellschaften, Sozietäten und Partnerschaftsgesellschaften. Das heißt, EDV-Kosten können immer nur anfallen als eigene Bürokosten des Steuerberaters oder als mandantenbezogene Aufwendungen.

Grundsatz:
Keine Weiterberechnung außerhalb der Steuerberatervergütungsverordnung

Spezielle Vergütungen für Datenverarbeitung sind in der Steuerberatervergütungsverordnung (StBVV) nur in § 33 Abs. 4 StBVV sowie § 34 Abs. 4 StBVV vorgesehen für Buchführungs- bzw. Lohnbuchführungsarbeiten, die der Mandant mit vom Steuerberater zur Verfügung gestellten Datenverarbeitungsprogrammen erstellt. Ansonsten gehören alle Datenverarbeitungskosten nach h.M. zu den allgemeinen Geschäftskosten, die gem. § 3 Abs. 1 StBVV mit den Steuerberatungsgebühren abgegolten sind. Ausnahmen gelten lediglich für die Umsatzsteuer, Post- und Telekommunikationsdienstleistungen sowie Dokumentenpauschale und Reisekosten (§ 3 Abs. 2 StBVV). Diese richten sich nach den §§ 15 - 20 StBVV. Hierunter lassen sich dann nur Datenübertragungskosten fassen, entweder als Telekommunikationsdienstleistungen gem. § 16 StBVV oder bei der Übertragung elektronischer Dokumente als Dokumentenpauschale nach § 17 StBVV. Andere Datenverarbeitungskosten insbesondere auch Archivierungskosten sind nicht erfasst. Eine Weiterberechnung kann in diesen Fällen durch eine spezielle Vereinbarung der Vergütung nach § 4 StBVV erfolgen. Dann müssen allerdings die Formvorschriften eingehalten werden (vgl. so auch noch Feiter, Kommentar zur StBVV ab 01.01.2015, Stollfuß Medien 2017, Kommentierung zur StBVV § 33 m.w.N., enthalten in DATEV Lexinform Dok-Nr. 0936033). 

Mindermeinung: Weiterberechnung auch ohne besondere Vergütungsvereinbarung

Derselbe Kommentator vertritt jetzt neuerdings in einem Aufsatz zum Vergütungsrecht in DStR 21/2017, 1182, die Auffassung, dass von § 3 StBVV nur allgemeine Geschäftskosten, nicht jedoch die besonderen, mandatsbezogenen Geschäftskosten erfasst sind, und – etwas verkürzt wiedergegeben – daher die Weiterberechnungen von mandatsbezogenen EDV-Kosten als Auslagenersatz nach BGB zulässig seien. Er beruft sich dafür auf ein Urteil des LG Wuppertal vom 30.10.1998 mit dem Az. 10 S 227/97, das aber leider uns nirgendwo im Originaltext zugänglich war. Hier ging es speziell um Archivierungskosten. Im Ergebnis hält er es für „gut vertretbar“, mandatsbezogene laufende und einmalige EDV-Kosten gesondert gemäß BGB abzurechnen. Er weist aber selbst darauf hin (Abschnitt 4., 1183), dass die „Vergütungsvereinbarungen tatsächlich der sichere Weg (sind), um eine Weiterberechnung dieser EDV-Kosten zu ermöglichen“.
Fazit:

Grundsätzlich empfiehlt es sich, mit dem Mandanten eine gesonderte Vereinbarung über die Weiterberechnung von EDV-Kosten zu treffen. In bestimmten Fällen kann man sie auch in die Beratungsgebühr einbeziehen, z.B. mit der Formulierung „Jahresabschluss einschließlich Archivierung für zehn Jahre während der gesetzlichen Aufbewahrungsfrist“, und dies dann bei den Rahmensätzen berücksichtigen. Allerdings sollte man hier auch klarstellen, ob und dass das nur für bestehende Mandate gilt und dass nach Mandatsbeendigung eine Kostenberechnung erfolgt bzw. die Daten zur weiteren Aufbewahrung an den Mandanten übertragen werden. 

Wichtig: Man sollte sich in jedem Fall Gedanken über diese Punkte machen, da in der Summe diese Kosten nicht mehr zu vernachlässigen sind. Dabei muss außer der Möglichkeit einer Weiterberechnung, in welcher Form auch immer, auch daran gedacht werden, dass der Mandant ja auch mit eigenen Programmen und Ressourcen im Rechnungswesen arbeiten kann und sich dann die Frage nach einer Kostenübernahme durch den Steuerberater ja gar nicht erst stellt. In jedem Fall helfen klare Vereinbarungen späteren Ärger zu vermeiden.
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